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Tägliche Völkerwanderung ins Büro
Die Pandemie hat
das Wohnen in den
Mittelpunkt gerückt.
Und das könnte sich
künftig ganz
wesentlich ändern.

SALZBURG.Wohnen ist nicht nur ein
Zustand sondern eine aktive Tätig-
keit, das haben die vergangenen
Wochen gezeigt. Verbringen wir
sonst den Großteil des Tages außer-
halb, so waren wir nun auf unsere
Wohnung zurückgeworfen. Man-
che Unzulänglichkeiten sind uns
dadurch vielleicht erst richtig be-
wusst geworden, die Stärken haben
wir aber auch zu schätzen gelernt.
Das bezieht sich sowohl auf uns als
Menschen als auch auf unser
Wohnumfeld. Krisen werden am
besten gemeistert, wenn man flexi-
bel ist. Flexibel im Denken, in der
Gestaltung des Tages, aber auch in
der Nutzung von Raum. So man-
cher Esstisch war jetzt auch noch
gleichzeitig Büro und Schulklasse,
Schlafzimmer wechselten im Laufe
des Tages mehrfach Nutzung und

Gesicht, sogar Badezimmer wurden
zu Klavierüberäumen umfunktio-
niert. Wollen und können wir etwas
von dieser Improvisation in „die
Zeit nach Corona“ mitnehmen?

Firmen, die bis dato überzeugt
waren, „bei uns ist Homeoffice (lei-
der) unmöglich“, sehen jetzt, dass es
geht. Und oft gar nicht so schlecht.
Mehr als die Hälfte der in einer Um-
frage befragten Menschen meint,
dass es besser funktioniert hat als
erwartet. Sogar unter erschwerten
Bedingungen wie Kleinkinderbe-
treuung und Homeschooling. Ver-
misst haben wir dabei am stärksten
den informellen und physisch na-
hen Austausch mit anderen.

Arbeit und (Familien-)Leben war
früher eins, die Fragmentierung er-
folgte erst durch die Industrialisie-
rung, doch nun scheint die strenge
Trennung von Arbeit(sraum) und
Wohnraum wieder Geschichte. Die
tägliche Völkerwanderung aus den
Wohngegenden der Peripherie in
die Büros der Stadt erscheint nicht
mehr zeitgemäß und überdies
schädlich für Mensch und Umwelt.
Die Pandemie hat Auswirkungen
auf unterschiedliche Lebensberei-
che und Disziplinen, damit auch
auf die Architektur. Ein Arbeitszim-
mer zu Hause wird in Zukunft öfter

auf der Wunschliste von Bauherren
und Wohnungssuchenden stehen.
Aber ist dieses Mehr an Wohnraum
der Weisheit letzter Schluss? Wie
müssten sich unsere Wohnungen
und Häuser gestalten, um ein flexi-
bleres Leben zu unterstützen?

Durch die Bilder, die aus der gro-
ßen, weiten Welt der scheinbar so
innovativen Konzerne wie Apple
und Google bis zu uns schwappten,
waren auch wir schon innerlich
vorbereitet, dass Arbeit jederzeit
und überall stattfinden kann. Frei-
zeit und Wohnen wurden dabei nä-

her an die Unternehmens„familie“
gerückt. Allerdings mit der ver-
steckten Absicht, die Mitarbeiten-
den durch das räumlich attraktive
Angebot 24/7 noch mehr an das Un-
ternehmen zu binden. Visionen für
mehr Abwechslung, Lust und Freu-
de beim Arbeiten, wohnlichere Ko-
operation und Austausch unterstüt-
zende Möblierung werden diese Bil-
der jedoch weiterhin anregen.

Vielleicht bietet dieser Perspekti-
venwechsel auch noch weitreichen-
dere, unsere innersten Wünsche

unterstützende Möglichkeiten. Ei-
ner der Hauptgründe, warum Men-
schen vom Land in die Stadt ziehen,
ist, dass sie der Arbeit nachziehen.
Was aber, wenn die Arbeit zu uns
kommt? Wenn der Bezug zur Natur
als Regenerationsquelle, ein gesun-
des Leben, die sozialen Beziehun-
gen in der vertrauten Struktur eines
Dorfs neuen Wert erhalten? Birgt
das die Gefahr, Frauen wieder in die
50er-Jahre zurückzukatapultieren
oder macht es dieses Setting end-
lich auch für Väter attraktiv, „zu
Hause“ zu bleiben?

Wer nur noch zwei Mal pro Wo-
che in die Stadt ins Büro fahren
muss, hat einen deutlich größeren
Radius als zumutbare Entfernung
vom Arbeitsplatz. Das bietet den
immer leerer werdenden kleinen
Gemeinden auf dem Land neue
Chancen. Coworking Spaces in un-
genutzten Erdgeschoßzonen, ge-
meinsames Wohnen und gegensei-
tige Unterstützung der Generatio-
nen in den sonst verlassenen El-
ternhäusern, in der Folge Geschäf-
te, Cafés, gemischt genutzte Gebäu-
de mitten im Ort: Das sind zukunfts-
weisende Projekte, die jetzt beson-
ders gefördert werden sollten, um
den kreativen Schwung, den jede
Krise auslöst, zu nutzen. Aber auch

Stadtwohnungen müssen in Zu-
kunft ein Mehr an Möglichkeiten
bieten. Durch die Umfunktionie-
rung der ungeliebten Gemein-
schaftsräume, vielfach verwendba-
re Gästewohnungen, Häuser für
Wohngruppen, Errichtung von
Nachbarschaftspavillons in Innen-
höfen oder gemeinsam bepflanzte
Nutzgärten. Und durch das Konzept
„Ein Raum für jede Person“ aus den
1970er-Jahren, das Flexibilität nicht
nur in Krisen ermöglicht, sondern
auch für sich ändernde familiäre Si-
tuationen im Lauf des Lebens.

Das vielzitierte, alles Innovative
lähmende „das haben wir schon im-
mer so gemacht“ der großen Wohn-
baugenossenschaften muss Pippi
Langstrumpfs Motto „das haben
wir noch nie probiert, also geht es
sicher gut“ weichen.

UrsulaSpannberger ist Architektin
in Salzburg, Mediatorin und Genui-
ne Contact Professional, Lehrende
an Unis und Fachhochschulen, Mit-
glied in Gestal-
tungsbeiräten und
Jurys, Entwickle-
rin der benut-
zungsorientierten
RAUM.WERTana-
lyse.

Opposition kritisiert „Mistkübel-Budget“
SPÖ, FPÖ und Neos verlangen in seltener Einigkeit aktuelle Budgetzahlen vom Finanzminister.

WIEN.Die Oppositionsparteien SPÖ,
FPÖ und Neos haben am Freitag ge-
meinsam gegen den kommende
Woche im Nationalrat bevorstehen-
den Budgetbeschluss protestiert
und der türkis-grünen Regierung
eine grobe Missachtung des Parla-
ments vorgeworfen. Stein des An-
stoßes ist die Tatsache, dass Finanz-
minister Gernot Blümel (ÖVP) dem
Parlament Budgetzahlen vorlegt,
die vor der Coronakrise erstellt
wurden.

Somit steht fest, dass die Eckwer-
te des Blümel-Entwurfs nicht annä-
hernd halten werden. Ursprünglich
hat die Regierung für heuer Einnah-
men von 81,8 Milliarden und Ausga-
ben von 82,4 Milliarden Euro einge-
plant. Beide Zahlen sind aber Ma-
kulatur: Wegen des massiven Ein-
bruchs der Wirtschaft durch die Co-
ronapandemie und den zu ihrer
Eindämmung verhängten Lock-
down wird der Bund heuer deutlich
weniger einnehmen und gleichzei-
tig viel mehr Geld ausgeben. Auf ak-
tuellere Zahlen will sich das Finanz-
ministerium zur Empörung der Op-

position nicht einlassen. ÖVP und
Grüne wollen der Regierung aber
per Überschreitungsermächtigung
erlauben, die vorgesehenen Ausga-
ben um 28 Milliarden Euro zu über-
ziehen. Damit könnte der Bund
heuer bis zu 110 Milliarden Euro
ausgeben.

SPÖ-Budgetsprecher Jan Krainer
bezeichnete den auf Vor-Corona-
Zahlen basierenden Entwurf als

„Fake-Budget“ und „Altpapier“,
FPÖ-Budgetsprecher Hubert Fuchs
sprach von einem „Mistkübel-Bud-
get“. Neos-Budgetsprecherin Karin
Doppelbauer forderte Nationalrats-
präsident Wolfgang Sobotka zum
Einschreiten auf.

Finanzminister Gernot Blümel
verteidigte am Rande einer Presse-
konferenz seine Weigerung, das
Budget zu aktualisieren: Wegen der

Vereint gegen den Finanzminister: Hubert Fuchs, FPÖ; Jan Krainer, SPÖ;
Karin Doppelbauer, Neos. BILD: SN/APA/GEORG HOCHMUTH

Unwägbarkeit der Krise könne
man keine genaue Einnahmen-
Ausgaben-Schätzung machen.
Die Wirtschaftsforscher gingen
von einem Rückgang von 3,5 bis
9 Prozent aus. „Welche Zahl soll-
te man als Grundlage für die Ein-
nahmenschätzung nehmen? Je-
de wird falsch sein“, so Blümel.

Wie wenig das Budget 2020
noch der Realität entspricht,
zeigt sich besonders bei Arbeits-
ministerin Christine Aschbacher
(ÖVP). Der Entwurf sieht für den
Arbeitsmarkt 8,4 Milliarden Eu-
ro vor. Doch allein für die Kurzar-
beitshilfen werden aktuell zu-
sätzlich noch einmal zwölf Milli-
arden veranschlagt, dazu kommt
die höhere Arbeitslosigkeit. Ver-
gleichsweise wenig kostet die
Aufstockung der Notstandshilfe
auf die Höhe des Arbeitslosen-
geldes: 108 Millionen Euro. Im
Familienbudget sind Ausgaben
von 7,4 Milliarden Euro einge-
plant. Die Einnahmen des Fami-
lienfonds werden um zumindest
267 Millionen Euro sinken. SN,APA

E-Ordination wird
weiterentwickelt
WIEN. Nachdem die Sozialversiche-
rung in der Akutphase der Corona-
krise Maßnahmen wie das E-Rezept,
die E-Ordination und partielles Aus-
setzen der Bewilligungspflicht im-
plementiert hat, sollen diese nun
evaluiert und weiterentwickelt wer-
den. Man müsse sich ansehen, wie
alltagstauglich diese Maßnahmen
seien, sagte Peter Lehner, Vorsitzen-
der der Konferenz der Sozialversi-
cherungsträger, am Freitag. SN,APA

Ethikunterricht ab
der 9. Schulstufe
WIEN.Das Gesetz für die Einführung
des Ethikunterrichts geht in Begut-
achtung. Das hat das Bildungsminis-
terium am Freitag mitgeteilt. Der
konfessionelle Religionsunterricht
wird beibehalten und der Ethikun-
terricht für all jene eingeführt, die
keinen Religionsunterricht besu-
chen. Zielgruppe des Ethikunter-
richts ist die gesamte Sekundarstufe
II, also die allgemeinbildenden hö-
heren Schulen sowie die berufsbil-
denden mittleren und höheren
Schulen ab der 9. Schulstufe. SN,APA

KURZ GEMELDET

Was ändert sich,
wennwir nur
mehr zweiMal in
derWoche ins
Büromüssen?
BILD: SN/LANDON -
STOCK.ADOBE.COM
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